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B7-0000/2011

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Fortschrittsbericht 2011 über die 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Europäischen Rates vom 16. Dezember 2005, dem 
Land den Status eines Kandidatenlandes für die Mitgliedschaft in der Europäischen Union 
zu gewähren, sowie unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Vorsitzes im Anschluss 
an die Tagungen des Europäischen Rates vom 15. und 16. Juni 2006 sowie vom 14. und 
15. Dezember 2006,

– unter Hinweis auf die Resolutionen 845 (1993) und 817 (1993) des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen und das Interimsabkommen von 1995,

– unter Hinweis auf das Urteil des Internationalen Gerichtshofs zur Anwendung des 
Interimsabkommen vom 13. September 1995 (Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien gegen Griechenland),

– in Kenntnis des Fortschrittsberichts 2011 der Kommission (SEK/2011/1203) und der 
Mitteilung der Kommission vom 12 Oktober 2011 mit dem Titel „Erweiterungsstrategie 
und wichtigste Herausforderungen 2010 – 2011“ (KOM(2011)0666),

– unter Hinweis auf seine bisherigen Entschließungen,

– unter Hinweis auf die Empfehlungen des Gemischten Parlamentarischen Ausschusses 
vom 4. November 2011,

– unter Hinweis auf den Beschluss des Rates 2008/212/EG vom 18. Februar 2008 über die 
Grundsätze, Prioritäten und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit dem Land,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten“ und 
des Rates „Auswärtige Angelegenheiten“ vom 13. und 14. Dezember 2010,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass auf der Tagung des Europäischen Rates vom 19. und 20. Juni 2003 
in Thessaloniki allen Staaten des westlichen Balkans der Beitritt zur EU versprochen 
wurde und dass dieses Versprechen auf der Tagung hochrangigen Vertreter zu den Staaten 
des westlichen Balkans am 2. Juni 2010 in Sarajevo erneuert wurde;

B. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrem Fortschrittsbericht 2011 wie schon 2009 
empfiehlt, dem Land ein Datum für den Beginn der Verhandlungen über den EU-Beitritt 
Landes mitzuteilen;

C. in der Erwägung, dass bilaterale Probleme im Beitrittsprozess eigentlich kein Hindernis 
darstellen und nicht als Hindernis aufgebaut werden dürften, dass sie aber vor Beginn der 
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Mitgliedschaft beigelegt werden sollten; in der Erwägung, dass die Fortsetzung des 
Beitrittsprozesses zur Stabilität des Landes beitragen und die interethnischen Beziehungen 
weiter verbessern würde;

D. in der Erwägung, dass diesem Land als erstem Land in der Region der Kandidatenstatus 
zuerkannt wurde, in diesem Land der EU-Beitritt in der öffentlichen Meinung am 
stärksten unterstützt wird und die Kommission für das Land die Empfehlung 
ausgesprochen hat, ein Datum für den Beginn von drei Jahre dauernden Verhandlungen 
über den EU-Beitritt festzusetzen;

1. fordert den Rat erneut auf, unverzüglich ein Datum für den Beginn von 
Beitrittsverhandlungen mit dem Land festzulegen;

2. fordert, dass weitere Schritte im Rahmen der europäischen Integration des Landes 
unternommen werden und insbesondere umgehend eine Vorabprüfung der 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften mit dem Besitzstand der Union durchgeführt wird 
und die zweite Phase des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens eingeleitet wird;

3. begrüßt zwar die Fortschritte, die andere Länder des westlichen Balkans auf dem Weg 
zum EU-Beitritt erzielt haben und die keinesfalls in Frage werden sollten, ist jedoch 
besorgt darüber, dass der entstandene Eindruck, das Land habe seinen Vorsprung 
eingebüßt, einer weiteren Verbesserung der interethnischen Beziehungen im Land 
abträglich sein könnte und dass fehlende kontinuierliche Fortschritte auf dem Weg zum 
EU-Beitritt in einem Land dieser Region die Stabilität und Sicherheit aller Länder 
gefährden könnten; 

4. nimmt zur Kenntnis, dass das für den Beitritt zuständige Kommissionsmitglied am 
5. September 2011 die Ansicht geäußert hat, die positive Empfehlung der Kommission sei 
nicht in Stein gemeißelt; weist aber auch darauf hin, dass die Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten die europäische Perspektive des Landes niemals für selbstverständlich 
halten dürfen und entsprechende Anstrengungen unternehmen müssen, um den 
Beitrittsprozess im Geist einer echten Partnerschaft zu beschleunigen; 

5. fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin mit Nachdruck auf, einen EU-Botschafter für 
das Land zu ernennen, um dem Land zu zeigen, wie wichtig es für die EU ist;

6. stellt fest, dass die gleichzeitige Mitgliedschaft in der NATO und in der Europäischen 
Union für die vom Land angestrebte euro-atlantische Perspektive von grundlegender 
Bedeutung ist, und weist darauf hin, dass der NATO-Gipfel in Chicago im Mai 2012 eine 
weitere Gelegenheit für Fortschritte bietet;

DER NAMENSSTREIT

7. nimmt das Urteil des Internationalen Gerichtshofs vom 5. Dezember 2011 zum 
Namensstreit zur Kenntnis und fordert die Parteien auf, das Urteil als Grundlage für die 
Intensivierung des Dialogs zu nutzen, damit eine Lösung gefunden wird, die für alle 
Seiten akzeptabel ist; bedauert zutiefst, dass der Namensstreit nach wie vor den Weg des 
Landes zum EU-Beitritt und damit den Erweiterungsprozess selbst blockiert; betont, dass 
gute nachbarschaftliche Beziehungen ein Schlüsselelement für den EU-
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Erweiterungsprozess sind, und hält es für sehr wichtig, dass Handlungen und umstrittene 
Maßnahmen und Äußerungen vermieden werden, die negative Auswirkungen auf diesen 
Prozess haben könnten; ist darüber hinaus der Ansicht, dass sich die Europäische Union 
nachdrücklich darum bemühen sollte, der Öffentlichkeit vor einem diesbezüglichen 
Referendum die Vorteile der Lösung darzulegen, sobald diese vereinbart worden ist;

8. nimmt die Resolution des nationalen Parlaments zur Kenntnis, in der es seine Besorgnis 
zum Ausdruck bringt, dass der Begriff „mazedonisch“ im Fortschrittsbericht der 
Kommission von 2011 fehlt und seit 2009 vermieden wird, obgleich dies bei 
Bezugnahmen auf die Sprache, Kultur und Identität des Landes in Texten der Vereinten 
Nationen die Norm ist; bedauert die negativen Reaktionen, die dieser Umstand dieses Jahr 
in der Öffentlichkeit hervorgerufen hat, und fordert die Kommission auf, dies bei der 
Ausarbeitung künftiger Berichte zu berücksichtigen; 

9. hält es für wichtig, die Dynamik des Beitrittsprozesses aufrechtzuerhalten; begrüßt in 
diesem Zusammenhang den Vorschlag der Regierung des Landes, nach Beginn der 
Verhandlungen spätestens aber vor dem Abschluss des von der Kommission 
durchgeführten Prüfungsverfahrens anzubieten, dass eine Frist festlegt wird, innerhalb der 
der Namensstreit erfolgreich gelöst wird; ist der Ansicht, dass Fortschritte bei den EU-
Reformen bei allen maßgeblichen Themen dazu beitragen können, ein politisches Umfeld 
zu schaffen, das die Beseitigung der Hindernisse begünstigt, die derzeit unüberwindbar 
scheinen; 

10. fordert die Kommission und den Rat erneut auf, mit der Ausarbeitung eines allgemein 
anwendbaren Schiedsverfahrens zu beginnen, mit dem bilaterale Probleme zwischen 
Beitrittsländern und Mitgliedstaaten gelöst werden können;

PARLAMENTARISCHE ZUSAMMENARBEIT

11. begrüßt die Wahl des neuen Parlaments und die Bildung der neuen Regierung, die aus den 
Parlamentswahlen hervorgegangen ist, und nimmt zur Kenntnis, dass in der Entschließung 
des nationalen Parlaments die Empfehlungen des diesjährigen Forschrittberichts begrüßt 
werden und diese Entschließung im Konsens angenommen wurde; fordert alle politischen 
Akteure im Land auf, ihre Anstrengungen zur Fortsetzung der erforderlichen Reformen zu 
verstärken,  

12. beglückwünscht das Land zum Ablauf der Parlamentswahlen vom 5. Juni 2011 und 
begrüßt die Bewertung des BDIMR/OSZE, wonach die Wahlen von freiem Wettbewerb 
geprägt und transparent waren und überall im Land gut durchgeführt wurden; weist 
dennoch auf einige Mängel hin und fordert die Behörden auf, den Empfehlungen der 
internationalen Gemeinschaft und der nationalen Wahlbeobachter der Organisation 
„Most“ zu folgen und z. B. die Wählerverzeichnisse zu aktualisieren, eine ausgewogene 
Berichterstattung über die Regierungs- und die Oppositionsparteien auch in den 
öffentlichen Rundfunkanstalten zu gewährleisten, Beamte vor politischen Druck zu 
schützen, eine wirksame Überwachung der Parteienfinanzierung sicherzustellen und die 
Trennung zwischen Staats- und Parteistrukturen uneingeschränkt zu beachten; 

13. begrüßt das Ende der Boykottierungen des Parlaments und ist der Ansicht, dass eine 
weitere Stärkung der Demokratie im Land nur dann erreicht werden kann, wenn der 
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politische Dialog – unter Beteiligung aller politischen Parteien – vertieft wird; fordert, 
dass die notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden, damit das 
Parlamentarische Institut vollständig eingerichtet werden kann; begrüßt die Fortschritte, 
die durch die Einführung von Anhörungen über die parlamentarische Kontrolle erzielt 
wurden, und unterstützt weitere Maßnahmen der Europäischen Union, mit denen dem 
nationalen Parlament technische Hilfe zur Verfügung gestellt wird, damit es seine 
Verfahren weiterentwickeln kann; befürwortet die Fortsetzung der Tätigkeit des 
Gemischten Parlamentarischen Ausschusses; 

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG

14. beglückwünscht die Regierung dazu, dass das Land laut dem „Doing Business“-Bericht 
der Weltbank bei der Durchführung von Reformen im Rechtsetzungsbereich in den 
vergangenen fünf Jahren weltweit den dritten Platz einnimmt; gratuliert dem Land auch 
dazu, dass es in Bezug auf Wirtschaftswachstum bei gleichzeitiger Wahrung der 
makroökonomischen Stabilität besser abschneidet als seine Nachbarländer; bedauert, dass 
aufgrund des Wirtschaftsabschwung die ausländischen Direktinvestitionen im Land 
zurückgegangen sind; ist der Ansicht, dass das Potenzial für Investitionen, Handel und 
wirtschaftliche Entwicklung das beste Argument dafür ist, den EU-Beitritt des Landes 
weiterzuverfolgen;

15. weist auf die Herausforderungen im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit und Armut hin, 
die in einer im Vergleich zu den Nachbarländern niedrigeren Einstufung auf dem Index 
der menschlichen Entwicklung der Vereinten Nationen zum Ausdruck kommen; begrüßt 
die Annahme des Aktionsplans gegen Armut und soziale Ausgrenzung; fordert die 
Regierung auf, mehr für den Schutz gefährdeter Bevölkerungsgruppen zu unternehmen, 
und betont, dass nur durch Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Anreizen für 
mehr Investitionen der Privatwirtschaft das schwerwiegende Problem der anhaltend hohen 
Arbeitslosigkeit gelöst werden kann; 

16. begrüßt, dass sich das Land auf dem Korruptionsindex von „Transparency International“ 
in den letzten fünf Jahren um 40 Plätze verbessert hat; teilt allerdings die Ansicht der 
Kommission, dass die Korruption weiterhin Anlass zu ernsthafter Besorgnis gibt; fordert 
mit Nachdruck kontinuierliche Anstrengungen, damit bei Korruptionsfällen – auch auf 
hoher Ebene – eine Erfolgsbilanz hinsichtlich der strafrechtlichen Verurteilungen durch 
unabhängige Gerichte vorgelegt werden kann; fordert die Investoren und die mit dem 
Land Handel treibenden Unternehmen aus der EU auf, sich in ihren Branchen an die 
Spitze der Korruptionsbekämpfung zu setzen und gegenüber ihren Partnern vor Ort 
Korruption mit deutlichen Worten zu tadeln;

17. nimmt die Einschätzung im Forschrittsbericht zur Kenntnis, dass die Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit des Staatlichen Ausschusses zur Korruptionsbekämpfung noch nicht 
gesichert ist; begrüßt, dass nächstes Jahr eine Ermittlungsgruppe eingerichtet wird, die 
unmittelbar für die Staatsanwaltschaft tätig ist, und hofft, dass dies in den Fällen, auf die 
der Ausschuss hingewiesen hat, tatsächlich zu mehr Verurteilungen führen wird;

DAS RAHMENABKOMMEN VON OHRID

18. gratuliert dem Land zum 20. Jahrestag seiner Unabhängigkeit und zum 10. Jahrestag des 
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Rahmenabkommens von Ohrid in diesem Jahr; betont, dass das Abkommen für die 
gesamte Region ein Modell für die erfolgreiche Lösung interethnischer Konflikte ist, bei 
der die territoriale Integrität gewahrt wird und die staatlichen Strukturen erhalten bleiben; 

19. begrüßt die Rede des Ministerpräsidenten vom 5. September 2011, in der er sich für die 
kulturelle Vielfalt als soziales und politisches Modell für sein Land aussprach, die 
Umsetzung des Rahmenabkommens von Ohrid für notwendig erachtete und als Ziel die 
Integration ohne Assimilation ausgab; unterstützt die Verpflichtungen, die im 
Zusammenhang mit der Umsetzung des Rahmenabkommens von Ohrid für ein weiteres 
Jahrzehnt eingegangen wurden; 

20. weist auf die vor kurzem erfolgte Annahme einiger Gesetze hin, insbesondere auf die 
Änderung des Gesetzes über den Sprachgebrauch und die Verwendung von Symbolen; 
fordert, dass in allen Gemeinden die Ausschüsse für die Beziehungen zwischen den 
Gemeinschaften aktiv unterstützt werden;   

21. ist der Ansicht, dass eine Volkszählung in Einklang mit den Normen von EUROSTAT 
durchgeführt werden muss, und zwar ohne Abstriche; weist darauf hin, das ein Anteil von 
mindestens 20 % der Bevölkerung die Voraussetzung dafür ist, dass bestimmte Rechte im 
Rahmenabkommen von Ohrid wahrgenommen werden können, besteht jedoch darauf, 
dass die Diskriminierung von Albanern oder einer anderen ethnischen Minderheit niemals 
mit ihrem geringem Bevölkerungsanteil gerechtfertigt werden darf;

22. fordert erheblich größere Anstrengungen, damit Kinder im Schulsystem nicht länger 
aufgrund ihrer ethnischen Angehörigkeit in verschiedene Gruppe eingeteilt werden; hält 
es in diesem Zusammenhang für dringend erforderlich, neue Schulbücher zu entwickeln 
und die in einigen Schulen immer noch gängige Praxis der Änderung der ethnischen 
Herkunft von Schülern unverzüglich zu beenden; fordert, dass der Bildungsbereich stärker 
mit Mitteln aus dem Instrument für Heranführungshilfe unterstützt wird, weil er für das 
Land von größter Bedeutung ist;

DEZENTRALISIERUNG

23. unterstützt – auch im Interesse einer guten öffentlichen Verwaltung – entscheidende 
Schritte zur politischen Dezentralisierung des Landes, die von der Regierung als 
„Hauptpfeiler“ des Rahmenabkommens von Ohrid betrachtet wird; begrüßt die Annahme 
von Aktionsplänen zur Erreichung dieses Zieles;

24. unterstützt die Empfehlung der Kommission, den Dezentralisierungsprozess stärker 
voranzutreiben; ist der Ansicht, dass zur Verwirklichung der Dezentralisierung die 
Haushaltsmittel zwischen gesamtstaatlicher und lokaler Ebene sehr ausgewogen verteilt 
und den Gemeinden Darlehen gewährt werden müssen, die anhand objektiver, 
transparenter und sachlicher Kriterien vergeben werden;

25. begrüßt das erfolgreiche Programm für die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden, das 
vom UNDP gefördert wird, und fordert die Europäische Union auf, dieses Programm 
stärker zu unterstützen;

GRUNDRECHTE
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26. ist zutiefst besorgt über die neuesten Entwicklungen in den Medien und fordert das Land 
mit Nachdruck auf, sich uneingeschränkt zum Medienpluralismus zu bekennen und auch
für eine sachkundige und alle Aspekte behandelnde Debatte über die im 
Fortschrittsbericht aufgeführten Reformthemen zu sorgen; begrüßt die Einladung der 
OSZE-Vertreterin zu einer Diskussion über die Medienfreiheit, die im Rahmen des neuen 
Runden Tisches zur Medienfreiheit stattfinden soll, und unterstützt ihre Forderung, dass 
Medien, die sich über eine bestimmte Partei kritisch äußern, nicht von der Justiz ins Visier 
genommen werden dürfen und alle Medienorgane die rechtlichen und finanziellen Regeln 
für ihren Betrieb einhalten müssen;

27. fordert eine gleichmäßige Verteilung der Werbeeinnahmen der Regierung an alle 
nationalen Sender ohne Rücksicht auf die redaktionellen Inhalte; unterstützt die 
Empfehlung der Kommission, Maßnahmen zu ergreifen, mit denen sichergestellt wird, 
dass die staatlichen Fernsehsender ihre Aufgaben als objektive und unparteiische 
öffentliche Rundfunkanstalten erfüllen; 

28. fordert Maßnahmen, damit Journalisten nicht aus politischen Gründen mit 
Verleumdungskampagnen mundtot gemacht werden können; fordert, dass der Tatbestand 
der Diffamierung wie in einigen anderen Ländern der Region entkriminalisiert wird und 
für solche Fälle Höchststrafen vorgesehen werden; betont, dass die Medienfreiheit ein 
Grundpfeiler der Demokratie ist und von jedem Land, das der EU beitreten möchte, 
uneingeschränkt geachtet werden muss;

29. begrüßt, dass das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit im Allgemeinen 
geachtet wird;

30. begrüßt, dass in diesem Jahr ein Ausschuss für die Bekämpfung der Diskriminierung 
eingerichtet wurde, und fordert, dass die EU-Agentur für Grundrechte und das Netz der 
europäischen unabhängigen Antidiskriminierungsagenturen „Equinet“ den Ausschuss bei 
seinen Tätigkeiten uneingeschränkt unterstützen und mit ihm zusammenarbeiten; begrüßt, 
dass die drei Beschwerden in Bezug auf angebliche Diskriminierung aus Gründen der 
sexuellen Orientierung, die von dem Bündnis für sexuelle und gesundheitsbezogene 
Rechte vorgebracht wurden, von der Kommission untersucht werden; fordert erneut, dass 
ein Gesetz über Vorbeugung und Schutz vor Diskriminierung angenommen wird, um die 
Diskriminierung aus allen in Artikel 13 des Vertrags der Europäischen Union genannten 
Gründen zu verbieten;

31. fordert, dass die Diskriminierung verstärkt politisch bekämpft wird und u. a. mehr 
Anstrengungen zum Schutz der Rechte von Frauen, Kindern und Menschen mit 
Behinderungen unternommen werden; begrüßt, dass der Frauenclub des Parlaments hier 
mit gutem Beispiel vorangeht, ist aber darüber besorgt, dass Frauen sich immer noch in 
geringem Maße am politischen Leben in Städten und Gemeinden beteiligen; hält weitere 
Maßnahmen für erforderlich, damit Menschen mit Behinderungen weniger in Heimen 
untergebracht werden, und fordert das Land auf, das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu ratifizieren;

32. begrüßt, dass das Land derzeit den Vorsitz bei der Initiative „Jahrzehnt der Integration der 
Roma“ innehat und hofft, dass dies weitere Fortschritte bei der Integration der Roma in 
das politische, soziale und wirtschaftliche Leben zur Folge haben wird; zeigt sich jedoch 
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erneut besorgt darüber, dass diese Gemeinschaft unter sehr schwierigen Bedingungen lebt 
und nach wie vor beim Zugang zu Bildung, zum Arbeitsmarkt, zur 
Gesundheitsversorgung und zu sozialen Dienstleistungen diskriminiert wird; 

33. fordert alle interessierten Akteure auf, die Entwicklung einer unabhängigen, 
pluralistischen und unvoreingenommenen Zivilgesellschaft im Land zu fördern; betont 
allerdings, dass dafür die die Organisationen der Zivilgesellschaft erheblich gestärkt 
werden und sich von externen Einflüssen insbesondere durch politische Parteien lösen 
müssen, was bislang in diesem Land in der Regel nicht der Fall ist; fordert, dass den 
nichtstaatlichen Organisationen finanzielle Mittel aus dem Inland bereitgestellt werden, 
damit sie nicht mehr übermäßig auf ausländische Geldgeber angewiesen sind;

34. ist dennoch der Ansicht, dass die EU-Fazilität zur Förderung der Zivilgesellschaft die 
Möglichkeit bietet, den Austausch zwischen nichtstaatlichen Organisationen, 
Unternehmen und Gewerkschaften aus dem Land und Partnern in den Mitgliedstaaten 
zum beiderseitigen Vorteil deutlich zu verbessern, und unmittelbar dazu dient, den EU-
Beitrittsprozess zu unterstützen; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, 
die finanziellen Mittel aus dem Instrument für Heranführungshilfe aufzustocken, um 
insbesondere die Entwicklung von nichtstaatlichen Organisationen zu fördern;

JUSTIZ UND INNERES

35. nimmt die Fortschritte bei der Justizreform zur Kenntnis; begrüßt die Tätigkeit der 
Akademie für die Fortbildung von Richtern und Staatsanwälten, die jetzt ihren 
5. Jahrestag begeht; erkennt an, dass Konsens darüber herrscht, dass objektivere Kriterien 
für die Absetzung von Richtern eingeführt werden müssen; begrüßt, dass neuerdings die 
Leistung von Richtern in den Mittelpunkt gerückt werden soll, betont jedoch, dass dies 
nicht erreicht werden kann, wenn nicht gleichzeitig die Qualität der Urteile und der 
Grundsatz der Unabhängigkeit der Justiz gefördert werden;

36. ist besorgt über angebliche Misshandlungen durch die Polizei und fordert, dass genaue 
Untersuchungen durchgeführt werden, insbesondere im Zusammenhang mit dem 
tragischen Vorfall am Wahlabend und den damit verbundenen Vorwürfen, dass der Tatort 
nicht umfassend untersucht worden sei; betont, dass die Unabhängigkeit der Mechanismen 
zur Kontrolle der Polizei unbedingt gewährleistet werden muss, insbesondere in den 
Fachbereichen des Innenministeriums, die für die interne Kontrolle und die Einhaltung der 
Berufsvorschriften zuständig sind; 

37. spricht sich für weitere Fortschritte bei der Verbesserung der Bedingungen im 
Strafvollzug aus, fordert aber, den Jugendhaftanstalten und der Einschätzung im 
Fortschrittsbericht, wonach die Einheit zur Verfolgung von Misshandlungen nicht in der 
Lage sei, ihre Aufgaben zu erfüllen, besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

38. empfiehlt bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des Terrorismus eine 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Union; fordert jedoch mit Nachdruck, dass die 
Überwachung in einem angemessenen Verhältnis zur tatsächlichen Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit steht und die Rechte des Parlaments zur Beaufsichtigung der 
Geheimdienste und Nachrichtenabwehrdienste gestärkt werden;
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39. nimmt die Maßnahmen zur besseren Steuerung der Migration zur Kenntnis, mit denen vor 
allem die Probleme mit falschen Asylbewerbern gelöst werden sollen; ist jedoch besorgt 
über die Erstellung von Personenprofilen und fordert, dass bei diesen Maßnahmen der 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung uneingeschränkt eingehalten wird; fordert verstärkte 
Anstrengungen, damit Flüchtlinge, die die Voraussetzungen erfüllen, die mit der 
Staatsbürgerschaft verbundenen Rechte wahrnehmen können und Asylanträge voll und 
ganz in Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen rasch bearbeitet werden;

40. begrüßt, dass die Bürger des Landes von der im Dezember 2009 eingeführten 
Liberalisierung der Visabestimmungen profitiert haben und verpflichtet sich, sich für die 
visafreie Einreise als einen Eckpfeiler der Beziehungen zwischen dem Land und der 
Europäischen Union einzusetzen;

ÖFFENTLICHE VERWALTUNG

41. begrüßt, dass die neue Strategie zur Reform der öffentlichen Verwaltung bis 2015 
verabschiedet wurde; hält weitere Schritte hin zu einem Berufsbeamtentum für notwendig, 
das den Staatsdienst nach objektiven Kriterien versieht; fordert mit Nachdruck, dass 
Beförderungen auf Verdiensten beruhen müssen und nicht nach politischer Couleur 
erfolgen dürfen und dass dabei gleichzeitig auf eine ausgewogene Vertretung zu achten 
ist;

SONSTIGE REFORMBEREICHE

42. begrüßt die Kampagne für Energieeffizienz und die Maßnahmen zur Förderung 
erneuerbarer Energieträger; hält es für wichtig, dass die Umweltvorschriften wirksam 
umgesetzt werden, damit die natürlichen Ressourcen, allen voran Wasser, geschützt 
werden; nimmt zur Kenntnis, dass das Land sich noch nicht zu festen Zusagen in Bezug 
auf die Verringerung der Treibhausgase verpflichtet hat und dass die im Lande geführte 
Debatte über die negativen Auswirkungen des Klimawandels stärker in den Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit gerückt werden muss; fordert weitere Anstrengungen, damit die 
Rechtsvorschriften des Landes stärker mit dem diesbezüglichen Besitzstand der EU auf 
Kurs gebracht werden;

43. begrüßt, dass bei der Modernisierung des Verkehrsnetzes, des Energieverbundes und der 
Telekommunikationsnetze Fortschritte erzielt und insbesondere Anstrengungen 
unternommen wurden, den Korridor X fertigzustellen; begrüßt angesichts der Tatsache,
dass die Eisenbahnverbindungen eine wichtige Alternative zum Straßenverkehr darstellen, 
die Absicht der Regierung, die Eisenbahnverbindungen von Skopje zu den Hauptstädten 
der Nachbarländer auszubauen, und fordert die Fertigstellung der Eisenbahnverbindungen 
im Rahmen von Korridor VIII;

44. unterstützt die fortgesetzten Bemühungen, den Bologna-Prozess an den Hochschulen zu 
etablieren und mit anderen Ländern in der Region zusammenzuarbeiten, um die Qualität 
der Universitäten zu verbessern; misst dem Prinzip der akademischen Freiheit große 
Bedeutung bei; 

45. gratuliert dem Land zu der großartigen Leistung seiner Mannschaft bei den Europäischen 
Basketballmeisterschaften 2011;
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46. begrüßt, dass im Bereich der Außenpolitik weitgehende Übereinstimmung zwischen den 
Positionen des Landes und den Gemeinsamen Standpunkten der EU herrscht; nimmt 
erfreut zur Kenntnis, dass das Land gute Beziehungen zu seinen Nachbarn pflegt; begrüßt, 
dass die genaue Markierung der Grenze mit Kosovo 2009 zu engeren Beziehungen 
geführt hat und dass seit September 2011 ein Abkommen über gemeinsame 
Grenzkontrollen in Kraft ist; geht davon aus, dass dieses Abkommen in naher Zukunft 
umfassend angewandt werden kann; spricht den Behörden seine Anerkennung aus, dass 
das unlängst stattgefundene Treffen der für die EU-Integration zuständigen Minister der 
Länder des westlichen Balkans in Skopje organisatorisch ein Erfolg war;

47. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung und dem 
Parlament des Landes zu übermitteln.


